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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Einem Teil der Gewerkschaften — insbesondere GBH, VPOD und CNG — ging der SGB-
Vorschlag einer schrittweisen Reduktion des Saisonnierkontingents zu wenig weit. Sie
setzten sich für die völlige Abschaffung des Saisonnierstatuts ein, welches ihrer
Ansicht nach durch das Verbot des Familiennachzugs und der freien Wahl des
Arbeitsplatzes gegen die europäische Menschenrechtskonvention verstösst. Ihre
Anstrengungen kulminierten in einer grossen nationalen Kundgebung in Bern im
September, an der 20 000 Personen teilnahmen, und in deren Vorfeld 800
Persönlichkeiten aus Kultur, Medizin, Recht und Politik einen Aufruf zur unverzüglichen
Abschaffung des Saisonnierstatuts unterzeichneten. Im Parlament fand dieses Anliegen
Unterstützung bei der Baselbieter Nationalrätin und "Mitenand"-Präsidentin
Fankhauser (sp), die eine entsprechende Motion einreichte. 1

ANDERES
DATUM: 17.09.1990
MARIANNE BENTELI

Mit dem Argument, dass die Stellung der ausländischen Arbeitnehmer in den EWR-
Verhandlungen ohnehin neu definiert werde, war der Bundesrat nicht bereit, eine
Motion Fankhauser (sp, BL) für eine Revision der Ausländergesetzgebung in der
verbindlichen Form anzunehmen. Die Motionärin hatte insbesondere die Abschaffung
des Saisonnierstatuts mit seinem Verbot des Familiennachzugs sowie die Erteilung der
Niederlassungsbewilligung bei Verheiratung mit einem Schweizer oder einer
Schweizerin gefordert. Obgleich Fankhauser darauf hinwies, dass die Haltung der
Schweiz den Saisonniers gegenüber in krassem Widerspruch zu dem in anderem
Zusammenhang immer wieder propagierten Schutz der Familien stehe, folgte die grosse
Kammer – allerdings nur ganz knapp – dem Antrag des Bundesrates und überwies die
Motion lediglich als Postulat. 2

MOTION
DATUM: 11.03.1991
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an die Behandlung einer parlamentarischen Initiative Ducret (cvp, GE),
welche kürzere Fristen für die Einbürgerung von Ausländern verlangt, forderte eine
Minderheit der Staatspolitischen Kommission unter Angéline Fankhauser (sp, BL) eine
Gesetzesgrundlage zur Förderung der Integration der Ausländer. Da Bundesrat Koller
für die kommenden Monate einen Revisionsentwurf für das Ausländerrecht in Aussicht
stellte, der auch einen Integrationsartikel enthalten soll, wurde die Motion mit
Einverständnis der Autorin - und gegen den Widerstand der FP - in der Postulatsform
angenommen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1995
MARIANNE BENTELI

Abgeordnete der vier Bundesratsparteien schlossen sich zu einer Arbeitsgruppe
"Migration" zusammen, um konstruktive Kompromisse in der Ausländerpolitik
auszugestalten. Unter der Leitung von Nationalrat Engler (cvp, AI) gehörten der Gruppe
zwei Ständerätinnen - Beerli (fdp, BE) und Simmen (cvp, SO) -, zwei Nationalrätinnen -
Fankhauser (sp, BL) und Heberlein (fdp, ZH) - sowie drei Nationalräte - Fischer (svp,
AG), Seiler (svp, BE) und Strahm (sp, BE) - an. Im Vordergrund ihrer Abklärungen standen
die Themen Arbeitsmarkt und Beziehungen zum europäischen Umfeld, Saisonnierstatut,
Asylwesen, Rückführung von Flüchtlingen aus Ex-Jugoslawien, Assimilierung der
Ausländer und Ausländerinnen sowie ein ausgewogenes Verhältnis zwischen
einheimischer und ausländischer Bevölkerung. Nachdem es im Frühjahr noch nach
einem breiten Einvernehmen unter den Parteien ausgesehen hatte, wurde im Herbst
klar, dass sich zwischen der SP und ihren bürgerlichen Diskussionspartnern ein tiefer
Graben aufgetan hatte. Grundsätzlich war sich die Arbeitsgruppe einig, dass das Drei-
Kreise-Modell fallengelassen und durch eine Nachbarschaftsregelung mit den EU- und
Efta-Staaten abgelöst werden sollte. Uneinig waren sich die Parteien aber in der Frage,
wie dieses grenzüberschreitende Regelwerk aussehen sollte. Die SP votierte für den EU-
Beitritt und damit auch für die Personenfreizügigkeit, währenddem CVP und FDP den
Weg der bilateralen Beziehungen gehen wollten und für ein Abkommen mit einer
Schutzklausel plädierten; die SVP wollte an den Kontingenten festhalten. Auch in der
Frage der Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmern aus Ex-Jugoslawien blieben die
Differenzen unüberbrückbar. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.10.1996
MARIANNE BENTELI
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1997, als das Doppeljubiläum „150 Jahre Bundesstaat“ und „50 Jahre UNO-
Menschenrechte“ bevorstand, hatte sich der Nationalrat grosszügig gezeigt. 111
Parlamentarierinnen und Parlamentarier unterzeichneten damals eine Motion
Fankhauser (sp, BL), die analog zur Praxis in den Nachbarländern Frankreich und Italien
eine Amnestie für „Papierlose“ verlangte, deren effektive Zahl im Dunkeln liegt.
Fankhauser dachte dabei vor allem an Saisonniers, die nach Ablauf ihrer
neunmonatigen Bewilligung nicht in die Heimat zurückkehren, an die „versteckten“
Familienangehörigen von Saisonniers sowie an eine weitere Anzahl von Personen, die
aus verschiedenen Gründen ihre Aufenthaltserlaubnis verloren haben. Dieser Vorstoss
verstand sich auch als Beitrag zur Bekämpfung der Schwarzarbeit. Der Bundesrat
beantragte, die Motion in ein Postulat umzuwandeln, da zwei unterschiedliche Anliegen
(Straferlass und aufenthaltsrechtliche Regelung) vermengt würden; letztere könnte nur
durch eine Revision des Anag oder durch einen befristeten Bundesbeschluss umgesetzt
werden. Der Zürcher SVP-Abgeordnete Fehr wollte auch das Postulat ablehnen, da
damit Unrecht zu Recht erklärt würde, unterlag aber mit 66 zu 40 Stimmen; zustimmen
mochten dem Postulat neben dem links-grünen Lager nur noch ein Dutzend Mitglieder
der CVP, einige welsche Liberale und Freisinnige, sowie – als einziger Deutschschweizer
seiner Partei – FDP-Präsident Steinegger (UR). 5

MOTION
DATUM: 20.04.1999
MARIANNE BENTELI

1998 hatte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Goll (sp, ZH) angenommen,
welche eine zivilstandsunabhängige Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung für
Migrantinnen verlangte, die sich von ihrem gewalttätigen Ehemann trennen, sei dieser
nun Schweizer oder Ausländer mit längerdauerndem Aufenthaltsrecht. Die
staatspolitische Kommission des Rates arbeitete daraufhin eine Änderung des Anag aus,
welche etwas weniger weit geht als der ursprüngliche Vorschlag. Demnach muss die
Fremdenpolizei nur in Härtefällen (gemeinsame, in der Schweiz lebende Kinder,
Misshandlungen in der Ehe) die Aufenthaltserlaubnis verlängern. Der Bundesrat wehrte
sich – mit Hinweis auf die anstehende Totalrevision des Anag – gegen diese
Praxisänderung und meinte, es sei weder nötig noch sinnvoll, die Stellung der
Migrantinnen sofort zu verbessern. Schützenhilfe erhielt er von den rechtsbürgerlichen
Parteien, die vor Missbräuchen durch Scheinehen warnten. Aber auch die CVP, die sich
in der Kommission noch für die Gesetzesrevision ausgesprochen hatte, wurde vom
schroffen Nein des dafür zuständigen, CVP-besetzten EJPD offenbar umgestimmt,
weshalb sie nun mehrheitlich den Nichteintretensantrag des Bundesrates unterstützte.
SP-Sprecherin Fankhauser (BL) meinte dagegen, das Problem dulde keinen Aufschub
mehr, insbesondere da der Inhalt der Anag-Revision vorderhand noch „in den Sternen
des demokratischen Himmels“ stehe. Diese Einsicht setzte sich im Rat denn auch
durch. Mit 90 zu 57 Stimmen wurde der Kommissionsvorschlag angenommen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.1999
MARIANNE BENTELI

1) Diskussion, Nr. 11, S. 12 ff. (VPOD) und S. 15 f. (GBH); BaZ, 13.3.90 (CNG); TA, 6.9.90 (Aufruf); Presse vom 17.9.90
(Kundgebung); Verband/. B.vers., 1990, IV, S. 87 (Motion Fankhauser)
2) Amtl. Bull. NR, 1991, S. 397 ff. 
3) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 2090 f. Siehe dazu auch die Ausführungen des BR, a.a.O., S. 2703.15
4) Presse vom 9.2., 24.5. und 10.10.96.
5) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 680 ff. 
6) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 964 ff. Vgl. SPJ 1998, S. 281.
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